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157. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 17. Februar 2005

Beginn: 9.00 Uhr
Präsident Wolfgang Thierse: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Sitzung ist eröffnet. 

Der Kollege Karl Hermann Haack feiert heute sei-
nen 65. Geburtstag. Im Namen des Hauses gratuliere ich
ihm sehr herzlich. 

(Beifall)

Nachträglich gute Wünsche gehen auch an den Kollegen
Uwe Göllner, der am 14. Februar seinen 60. Geburtstag
feierte.

(Beifall)

Die Fraktion der SPD teilt mit, dass sie die Kollegin
Astrid Klug als Nachfolgerin für den ehemaligen Kolle-
gen Jann-Peter Janssen als Schriftführerin vorschlägt.
Sind Sie damit einverstanden? – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann ist Kollegin Astrid Klug als Schriftführerin
gewählt.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbundene
Tagesordnung um die in der Zusatzpunktliste aufge-
führten Punkte zu erweitern.

ZP 1 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU:
Verschuldung und europäischer Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt
(siehe 156. Sitzung)

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ronald Pofalla, Karl-
Josef Laumann, Dagmar Wöhrl, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der CDU/CSU: Pakt für Deutschland
– Drucksache 15/4831 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit (f)
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss 

ZP 3 Weitere Überweisungen im vereinfachten Verfahren
(Ergänzung zu TOP 29)
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Heinz Paula,

Karin Rehbock-Zureich, Sören Bartol, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD sowie der Abgeordneten
Albert Schmidt (Ingolstadt), Volker Beck (Köln), Franziska
Eichstädt-Bohlig, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN: Eisenbahn-Magis-
trale für Europa zwischen Paris und Budapest
– Drucksache 15/4864 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen
Union 
Haushaltsausschuss 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Norbert
Königshofen, Dirk Fischer (Hamburg), Eduard Oswald,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU:
Maßnahmen zur Kapitalprivatisierung der Deutschen
Flugsicherung GmbH
– Drucksache 15/4829 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 
Ausschuss für Tourismus 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Dieter
Thomae, Daniel Bahr (Münster), Rainer Brüderle, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der FDP: Nicht verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel wieder als Leistung der
gesetzlichen Krankenversicherung verankern
– Drucksache 15/3995 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung

ZP 4 Weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache
(Ergänzung zu TOP 30)
Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN: Erhöhung der
Anzahl von Ausschussmitgliedern
– Drucksache 15/4863 –

ZP 5 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN: Das Kioto-Protokoll tritt in Kraft:
Auf dem Weg zu einem globalen effektiven Klimaschutz

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Hans-Michael
Goldmann, Horst Friedrich (Bayreuth), Jürgen Koppelin, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP: Seeschifffahrt
und Küstenschutz in Deutschland stärken
– Drucksache 15/4847 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (f)
Haushaltsausschuss 

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Angelika
Brunkhorst, Birgit Homburger, Michael Kauch, weiterer
Redetext

Standard
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer
ITER (Internationaler Thermonuklearer
Experimenteller Reaktor)

– zu dem Bericht des Ausschusses für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung
(19. Ausschuss) gemäß § 56 a der Geschäfts-
ordnung

Technikfolgenabschätzung
hier: Monitoring „Kernfusion“

– Drucksachen 15/685, 15/929, 14/8959, 15/345
Nr. 75, 15/4866 – 

Berichterstattung:
Abgeordnete Andrea Wicklein
Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn)
Hans-Josef Fell
Hellmut Königshaus

Die Abgeordneten Multhaupt, Obermeier, Fischer
(Karlsruhe-Land), Fell, Königshaus und der Parlamenta-
rische Staatssekretär Staffelt haben gebeten, ihre Reden
zu Protokoll geben zu dürfen.1) – Mit Ihrer Zustimmung
verfahren wir so.

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und
Arbeit auf Drucksache 15/4758. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung die Annahme des
Antrags der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen auf Drucksache 15/4514 mit dem Titel „Natio-
nales Energieforschungsprogramm vorlegen“. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt
dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Die Beschlussemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
gegen die Stimmen von CDU/CSU und FDP angenom-
men worden.

Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss die Ablehnung
des Antrags der Fraktion der CDU/CSU auf
Drucksache 15/4507 mit dem Titel „Energieforschung
zukunftsfähig gestalten“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stim-
men von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die
Stimmen von CDU/CSU und FDP angenommen wor-
den.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung auf Drucksache 15/4866.
Der Ausschuss empfiehlt unter Nr. 1 seiner Beschluss-
empfehlung, in Kenntnis des Berichts gemäß § 56 a der
Geschäftsordnung auf Drucksache 14/8959 mit dem
Titel „Technikfolgenabschätzung, hier: Monitoring
‚Kernfusion‘“ die Ablehnung des Antrags der Fraktion
der FDP auf Drucksache 15/685 mit dem Titel „Zu-
kunftsorientierte Energieforschung – Fusionsforschung
in Deutschland und Europa vorantreiben“. Wer stimmt
für diese Beschlussempfehlung des Ausschusses? – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Die Beschlussempfeh-
lung ist mit den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die

1) Anlage 3
Grünen gegen die Stimmen der FDP bei Enthaltung der
CDU/CSU angenommen worden.

Unter Nr. 2 empfiehlt der Ausschuss, in Kenntnis des
genannten Berichts den Antrag der Fraktion der CDU/
CSU auf Drucksache 15/929 mit dem Titel „Unterstüt-
zung für eine Bewerbung des Standortes Greifswald/
Lubmin für den ITER (Internationaler Thermonuklearer
Experimenteller Reaktor)“ für erledigt zu erklären. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist einstim-
mig angenommen worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrachten
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über die Werbung auf dem Gebiete des
Heilwesens

– Drucksache 15/4117 – 

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Gesundheit und
Soziale Sicherung (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

Hierzu haben die Abgeordneten Volkmer, Reimann,
Bender, Parr und die Ministerin des Landes Baden-
Württemberg, Frau Gönner, gebeten, ihre Reden zu Pro-
tokoll geben zu dürfen.2) Sind Sie einverstanden? – Das
ist der Fall. 

Es wird Überweisung des Gesetzentwurfs auf Druck-
sache 15/4117 an die in der Tagesordnung aufgeführten
Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es andere Vorschläge? –
Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe Küster,
Dirk Manzewski, Jörg Tauss, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD, der Abgeordne-
ten Dr. Günter Krings, Dr. Norbert Röttgen,
Dr. Hans-Peter Uhl und der Fraktion der CDU/
CSU, der Abgeordneten Grietje Bettin, Jerzy
Montag, Volker Beck (Köln), weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abgeordneten Rainer
Funke, Dr. Karl Addicks, Daniel Bahr (Münster),
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Wettbewerb und Innovationsdynamik im Soft-
warebereich sichern – Patentierung von Com-
puterprogrammen effektiv begrenzen

– Drucksachen 15/4403, 15/4787 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Dirk Manzewski 
Dr. Günter Krings
Jerzy Montag
Rainer Funke

2) Anlage 4
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer
Hierzu haben die Abgeordneten Tauss, Manzewski,
Krings, Montag und Funke gebeten, ihre Reden zu Pro-
tokoll geben zu dürfen.1) – Sie sind wie ich einverstan-
den.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Rechtsausschusses auf Drucksache
15/4787 zu dem interfraktionellen Antrag mit dem Titel
„Wettbewerb und Innovationsdynamik im Software-
bereich sichern – Patentierung von Computerprogram-
men effektiv begrenzen“. Der Ausschuss empfiehlt, den
Antrag anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? –
Die Beschlussempfehlung ist einstimmig angenommen
worden. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17 a und 17 b auf:

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang
Bosbach, Hartmut Koschyk, Thomas Strobl
(Heilbronn), weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der CDU/CSU

Häftlingshilfestiftung erhalten und finanziell
ausreichend ausstatten

– Drucksachen 15/3763, 15/4873 – 

Berichterstattung:
Abgeordnete Hans-Joachim Hacker 
Hartmut Büttner (Schönebeck)
Silke Stokar von Neuforn
Dr. Max Stadler

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Günter Baumann,
Wolfgang Bosbach, Hartmut Koschyk, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU

Unterstützung für ehemalige politische Häft-
linge umgehend sicherstellen

– Drucksachen 15/1524, 15/3991 – 

Berichterstattung:
Abgeordnete Gerold Reichenbach
Günter Baumann
Silke Stokar von Neuforn
Dr. Max Stadler

Hierzu haben die Abgeordneten Hacker, Büttner,
Baumann, Stokar und Stadler gebeten, ihre Reden zu
Protokoll geben zu können.2) – Wir verfahren so. Wir
kommen nun zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Innenausschusses auf Drucksache 15/4873.
Der Ausschuss empfiehlt die Ablehnung des Antrags der
CDU/CSU auf Drucksache 15/3763. Wer stimmt für
diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? –
Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den
Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen

1) Anlage 5
2) Anlage 6
die Stimmen von CDU/CSU und FDP angenommen
worden.

Tagesordnungspunkt 17 b: Abstimmung über die
Beschlussempfehlung des Innenausschusses auf Druck-
sache 15/3991. Der Ausschuss empfiehlt die Ablehnung
des Antrags der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache
15/1524 mit dem Titel „Unterstützung für ehemalige po-
litische Häftlinge umgehend sicherstellen“. Wer stimmt
für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? –
Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den
Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen
die Stimmen von CDU/CSU und FDP angenommen
worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Neuordnung des Pfandbriefrechts

– Drucksachen 15/4321, 15/4487 –

(Erste Beratung 145. Sitzung)

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzaus-
schusses (7. Ausschuss)

– Drucksache 15/4878 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Bernd Scheelen 
Leo Dautzenberg 
Kerstin Andreae 
Carl-Ludwig Thiele 

Die Abgeordneten Scheelen, Müller (Erlangen),
Dautzenberg, Andreae und Thiele bitten, ihre Reden zu
Protokoll zu nehmen.3) – Wir verfahren so.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den von der
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Neu-
ordnung des Pfandbriefrechts. Der Finanzausschuss
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 15/4487, den Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetz-
entwurf in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um
das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung einstimmig angenommen worden.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte Sie, sich zu erheben,
wenn Sie dem Gesetzentwurf zustimmen wollen. – Gibt
es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der Gesetzent-
wurf ist damit einstimmig angenommen worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Kultur und Medien
(21. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Wolfgang Bosbach, Hartmut Koschyk,

3) Anlage 7
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mittelständischen Firmen ist ein unnötiger Aufschub
nicht zumutbar.

Im Übrigen wurde ein erster Referentenentwurf für
die 14. Arzneimittelgesetz-Novelle in Fachkreisen be-
reits vorgestellt. Obwohl die Bundesregierung einen grö-
ßeren Reformbedarf im Heilmittelwerbegesetz einge-
räumt hat, verschenkt sie die Chance, diesen jetzt
anzupacken. Das Einzige, was bislang von den Vorschlä-
gen des Bundesrates aufgegriffen wurde, ist das Verbot
der Werbung für nicht erforderliche schönheitschirurgi-
sche Eingriffe. Von der Vorlage der Bundesregierung bin
ich daher sehr enttäuscht und sehe mich in der Notwen-
digkeit bestätigt, die Liberalisierung der Heilmittelwer-
bung in einem eigenständigen Gesetz vorab umzusetzen.

Anlage 5

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags: Wettbewerb und In-
novationsdynamik im Softwarebereich sichern –
Patentierung von Computerprogrammen effek-
tiv begrenzen (Tagesordnungspunkt 16)

Dirk Manzewski (SPD): Wir debattieren am heuti-
gen Tag abschließend über unseren interfraktionellen
Entschließungsantrag zu dem Richtlinienvorschlag des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Patentierung
computerimplementierter Erfindungen.

Der entsprechende Richtlinienvorschlag der EU war
von Anfang an von einer sehr kontroversen Debatte zwi-
schen den Betroffenen begleitet. Ich glaube, dass wir uns
hier im Deutschen Bundestag schnell darüber einig wa-
ren, dass der Diskussionsstand auf EU-Ebene auf für uns
zentrale Fragen bislang keine hinreichenden Lösungen
aufweist.

Unbestritten ist, dass Computer- und damit software-
basierte Informations- und Kommunikationstechniken
einen erheblichen und auch weiter zunehmenden Anteil
an der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Wirt-
schaft haben.

Strittig ist jedoch, inwieweit patentrechtliche Instru-
mente geeignet oder gar erforderlich sind um diese inno-
vativen und ökonomischen Potenziale optimal nutzen zu
können.

Insoweit stellt dieser interfraktionelle Entschlie-
ßungsantrag – dies muss man so deutlich sagen – auch
einen Kompromiss zwischen denjenigen unter uns dar,
die insoweit für eher weniger Rechtsschutz plädieren
und sich hiervon mehr Innovation und Wettbewerb ver-
sprechen und den Kolleginnen und Kollegen wie mir, die
den Schutz geistigen Eigentums als Innovationsmotor
ansehen und sich hiervon einen größeren wirtschaftli-
chen Nutzen für unser Land erhoffen.

Der Entschließungsantrag berücksichtigt beide Inte-
ressen, da die Grenzen der Patentierbarkeit von Compu-
terprogrammen auch nach meinem Verständnis nicht
mehr klar gezogen sind und häufig genug im Wider-
spruch zu den Grundsätzen stehen, die wir im Patent-
recht vermeintlich insoweit geregelt haben.

Ich stimme zwar mit der EU darüber überein, dass
technische Erfindungen auch dann dem Schutz des
Patentrechts zugänglich sein müssen, wenn sie Soft-
warekomponenten enthalten. Ich bin jedoch ebenso der
Auffassung, dass insbesondere die Definition des techni-
schen Beitrags deshalb in diesem Zusammenhang ein-
fach konkreter gefasst werden muss.

Die innerhalb Europas herrschende unterschiedliche
Rechtspraxis und insbesondere die jüngere Patentie-
rungspraxis des Europäischen Patentamtes haben inso-
weit zu einer hohen Verunsicherung geführt.

Eine EU-Richtlinie wird aber nur dann die von uns
gewünschten Effekte mit sich bringen, wenn eindeutige
Voraussetzungen für die Patentierbarkeit von Computer-
programmen und computerimplementierten Erfindungen
vorliegen.

Es ist deshalb nur folgerichtig, die Bundesregierung
gemeinsam aufzufordern, darauf hinzuwirken, dass bei
den weiteren Beratungen auf EU-Ebene die Definition
des technischen Begriffs konkreter gefasst wird und der
Begriff „Technik“ sich dabei an der Definition des
BGHs orientieren sollte.

Ziel muss es ein, hierdurch so genannte Trivialpatente
zu verhindern und die Patentierbarkeit von Geschäftsme-
thoden sowie reinen Algorithmen nicht zuzulassen. Vor
allem Trivialpatente bringen übrigens keinen echten
Fortschritt, sondern verhindern diesen eher.

Ebenso macht es Sinn, dass sich die Bundesregierung
auf EU-Ebene für die Durchführung einer unabhängigen
Evaluierung der Entscheidungspraxis der Patentämter,
insbesondere des Europäischen Patentamts, einsetzt.

Auch, wenn ich als Rechtspolitiker der SPD bei der
einen oder anderen Formulierung dieses gemeinsamen
Entschließungsantrages sozusagen „eine Kröte schlu-
cken musste“, möchte ich mich bei allen – insbesondere
bei den Kolleginnen und Kollegen der Opposition – da-
für bedanken, dass wir diesen Entschließungsantrag in-
terfraktionell hinbekommen haben.

Mein ganz besonderer Dank gilt den Mitarbeitern der
Fraktionen, die die unterschiedlichen Auffassungen der
Fraktionen und deren verschiedenen Arbeitsgruppen zu
koordinieren hatten. Sicherlich keine einfache Aufgabe.
Erlauben Sie mir für meine Fraktion insoweit namentlich
Nermin Fazlic zu nennen.

Jörg Tauss (SPD): Ich bin sehr glücklich, dass es
uns gemeinsam gelungen ist, in einer, wie ich finde, für
die Zukunft der Innovationsfähigkeit Deutschlands sehr
wichtigen Frage über alle Fraktionsgrenzen hinweg eine
gemeinsame Position zu finden.

Mein Dank gilt den Berichterstattern und Fraktions-
mitarbeitern, die hier in einer sehr konstruktiven und
zielorientierten Weise zu einem klaren Votum des Bun-
destages gefunden haben. Der interfraktionelle Antrag,
den wir heute einstimmig beschließen wollen, stellt
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selbstverständlich allein deshalb einen Kompromiss dar,
da er die sehr kontroversen Positionen und quer durch
die Regierungen verlaufenden Konfliktlinien auszuglei-
chen sucht. 

Ich denke, dass es ihm gelingt, und möchte ihnen
gleich drei Punkte darlegen, die mich zu dieser Überzeu-
gung führen. 

Vorweg möchte ich jedoch auf die für mich überra-
schendste Erfahrung in dieser Debatte eingehen. Ich
meine das große Engagement, teilweise auch die Emo-
tionalität, mit denen die Auseinandersetzungen geführt
wurden und werden. Ich meine auch das große, quer
über Europa vernetzte Engagement vieler zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und Gruppen. 

Ich hätte es vor viereinhalb Jahren, als mich die Dis-
kussion erreichte, nicht für möglich gehalten, dass das
Patentrecht – gerade in Kombination mit der Informatik
und Softwareentwicklung – tatsächlich eine derartige
Motivationskraft entfalten kann, immerhin genug Moti-
vation, um Tausende Menschen in ganz Europa in Bewe-
gung zu setzen und sie dazu zu bringen, aktiv für ihre
Überzeugungen einzustehen. Dies zeigte sich bereits bei
der Konsultation der EU-Kommission Ende 2000, bei
der 1 300 Beiträge eingingen und allein 1 200 von klei-
nen und mittleren Unternehmen der Branche, Aktivisten
der Open-Source-Gemeinde sowie zivilgesellschaftli-
chen Gruppen. 

Auch eine kurzfristige Befragung der Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Arbeit im Vorfeld der Beratun-
gen im Rat im Mai 2004 hat in kürzester Zeit über
1 000 Eingaben produziert. Ganz nebenbei wird hier ein
altes Vorurteil widerlegt, demnach etwa Informatiker
und Informatikerinnen in der Regel einen unpolitischen
oder technokratischen Ansatz haben. Sie sind mitnichten
die „Fachmenschen ohne Geist“, wie sie uns Max Weber
am Ende des gesellschaftlichen Rationalisierungsprozes-
ses vorhergesagt hatte. Sie sind hoch qualifizierte, kriti-
sche und engagierte oft junge Menschen, die für ihre In-
teressen und Überzeugungen aufstehen und sich in
politische Prozesse einmischen. 

Natürlich dürfen wir die nach unseren Maßstäben da-
mit einhergehenden Verluste an Genauigkeit, Fokussie-
rung und Zielgerichtetheit der Diskussionen nicht über-
sehen. Gerade wir, die wir auch Verantwortung tragen,
dürfen dies nicht ignorieren. 

Aber ich möchte mich in unserem Namen bei den vie-
len Menschen bedanken, die mit ihrem – ebenso ehren-
amtlichen wie idealistischen – Engagement mit dazu bei-
getragen haben, dass wir heute noch Einfluss nehmen
können auf einen Entwurf zu einer Richtlinie. Andern-
falls hätten wir heute sicher nur über die nationale Um-
setzung einer bereits verbindlichen Vorgabe aus Brüssel
befinden können, da bin ich mir sicher. Mein besonderer
Dank gilt hier natürlich der Open-Source-Szene, die be-
wiesen hat, dass sie nicht nur gute Programme schreiben
kann, sondern auch etwas zur gesellschaftlichen Ent-
wicklung zu sagen hat.

Nach diesem Dank möchte ich nur drei Punkte an-
sprechen, die uns meines Erachtens mahnen, bei der For-
mulierung verbindlicher Vorgaben auf europäischer
Ebene sehr vorsichtig zu sein und äußerste Sorgfalt wal-
ten zu lassen. Da ich hinsichtlich des geforderten techni-
schen Beitrages den Ausführungen meines Kollegen
Dirk Manzewski nichts hinzufügen muss und die Argu-
mente auch mehrfach ausgetauscht sind, möchte ich
mich hier auf drei Anmerkungen konzentrieren.

Erstens wird der von der EU-Kommission angeführte
akute Harmonisierungsbedarf von weiten Teilen der
Wirtschaft gar nicht als dringlich empfunden. Sicherlich
legten und legen die Patentämter einzelner Mitgliedstaa-
ten die einschlägigen Abkommen, nämlich das Euro-
päische Patent-Übereinkommen und das TRIPS-Ab-
kommen im Rahmen der WTO, in Einzelfällen
unterschiedlich aus. Aber entscheidend für die europäi-
schen Märkte – das sagen uns die Unternehmen doch im-
mer wieder – sind nicht nationale Patente, sondern das
europäische Patent des Europäischen Patentamts EPA. 

Das heißt, wir haben hier ein Levelled Playground,
auch ohne dass die EU für ihre Mitgliedstaaten eine ver-
bindliche Vorgabe zur Schaffung eines einheitlichen
Binnenmarktes macht. Hier besteht dieser im Wesentli-
chen bereits; denn entweder sie erhalten ein EPA-Patent
oder sie erhalten es nicht. Hinter vorgehaltener Hand
stimmen ihnen die Patentabteilungen der Konzerne zu,
dass der Harmonisierungsbedarf recht konstruiert er-
scheint.

Hieraus ergibt sich allerdings auch ein Problem. Denn
wenn letztlich die Patentierungspraxis des EPA entschei-
dend ist, stellt sich die Frage, wie und vor allem durch
wen eventuelle Fehlentwicklungen in der Patentierungs-
praxis des EPA korrigiert werden können. Von daher
konnte die Ankündigung der Kommission, lediglich die
gängige Patentierungspraxis kodifizieren zu wollen, nur
als Drohung verstanden werden, wenn damit die stritti-
gen jüngeren Entscheidungen des EPAs gemeint sein
sollten. 

Ich mache kein Hehl daraus, dass ich dieser Entwick-
lung kritisch gegenüberstehe. Eine Evaluierung dieser
Praxis ist unbedingt notwendig, allein um die oft zitier-
ten, aber selten belegten 30 000 Softwarepatente besten-
falls zu widerlegen. Der Antrag fordert dies somit zu
Recht. Ich freue mich aber, zu hören, dass allein die kon-
troverse Debatte hier dazu geführt hat, dass die Patent-
ämter bereits kritischer in der Vergabe geworden sind,
wenn Software ein wichtiger Bestandteil einer bean-
spruchten Erfindung ist. 

Zudem basiert das EPA nicht auf gemeinschaftsrecht-
lichen Vereinbarungen, sondern eben auf völkerrechtli-
chen Verträgen wie WIPO und EPÜ sowie auf einer in-
ternationalen Organisation, der European Patent
Organization, EPO. Wie auf die EPO und das EPA mit
Mitteln der EU-Gesetzgebung Einfluss genommen wer-
den soll, ist mir persönlich schleierhaft. Dies scheint mir
ein grundlegender Konstruktionsfehler des Kommis-
sionsvorschlags zu sein, nämlich auf eine externe Insti-
tution, das EPA, rekurrieren zu wollen, ohne ein entspre-
chendes übergreifendes institutionelles Instrumentarium
zu besitzen. 
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Die Vorsicht hinsichtlich gesetzgeberischer Maßnah-
men ist aber vor allem deshalb angebracht, da etwa das
Problem innovationsirrelevanter Patente – den viel zi-
tierten so genannten Trivialpatenten – im Grunde gar
kein legislatives Problem ist. Auch Patentbefürworter
wollen keine Trivial- oder Logikpatente, da sie wissen,
dass sie langfristig die gesellschaftliche Akzeptanz des
Patentsystems als Innovationsinstrument infrage stellen.
Das kann keiner wollen. Der sichere Ausschluss dieser
Trivial- oder Logikpatente ist aber in erster Linie eine
Frage der Erfindungshöhe des Gegenstandes, also der si-
cheren Feststellung ihres innovativen Gehalts – damit
aber auch in erster Linie eine Frage der Qualitätssiche-
rung bei den Patentämtern. Hier sind eher die Ausbil-
dung und die Ausstattung der Patentämter gefragt als die
Schaffung neuer salomonischer Normen – seien es natio-
nale, europarechtliche oder internationale. 

Zweitens zeigt die Debatte auch, wie groß bereits der
Flurschaden durch überzogene Patentansprüche nicht
nur in Deutschland, sondern auch in Europa und sogar in
den USA ist. Hier ist es ein Warnzeichen, dass mittler-
weile neben der Entwicklung im Pharma- und Agrarbe-
reich – Stichworte „Aidsmedikamente“ oder „genetisch
verändertes Saatgut“ – immer auch die Frage der Soft-
warepatente in den USA als Indiz angeführt wird, dass
geistiges Eigentum kaum noch positive gesellschaftliche
Effekte zu befördern vermag. Wenn Patente im gesell-
schaftlichen Diskurs zunehmend als Entwicklungs-
hemmnis verstanden und als Blockademittel weniger
großer und kleiner „Wegelagerer“ wahrgenommen wer-
den, die den Kreativen und Innovativen entgegenarbei-
ten, ist das ein Warnzeichen. 

Gerade für diejenigen, die die Überzeugung teilen
– die SPD-Bundestagsfraktion gehört dazu –, dass der
hinreichende Schutz des geistigen Eigentums unver-
zichtbar ist zum Erhalt und zur Entwicklung der kreati-
ven gesellschaftlichen Potenziale im Interesse der Krea-
tiven, der Kultur, Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt,
ist eine klare und nachvollziehbare Unterscheidung von
patentierbaren und nicht patentierbaren Gegenständen
unabdingbar. 

Wie sich in diesem Zusammenhang der kategorische
Ausschluss von Patenten auf Computerprogramme als
solche und die im Entwurf des gemeinsamen Stand-
punkts des Rates vorgesehenen Programmansprüche
nicht widersprechen sollen, ist doch weder darstellbar
noch vermittelbar. Folglich fordert der Antrag zu Recht
einen Verzicht auf Programmansprüche.

Drittens ist es erwähnenswert, dass der Deutsche
Bundestag hier mit dem interfraktionellen Antrag zu ei-
ner gemeinsamen Auffassung gelangt ist, obgleich wir
auf das Gesetzgebungsverfahren im Grunde nur mei-
nungsbildend einwirken können – aber immerhin, das
sollten wir dann auch tun. Denn der vorliegende Antrag
will insbesondere ein Defizit der Brüsseler Beratungen
ein Stück weit korrigieren. Der zentrale, mich befrem-
dende Aspekt seit dem Vorschlag der Kommission für
eine Richtlinie ist die nachdrückliche Ignoranz, mit der
in Brüssel den tatsächlichen europäischen und deutschen
wirtschaftlichen Interessen im Softwarebereich begegnet
wird. Es sind die kleinen und mittleren Betriebe, die bei
uns und auch in Europa die Träger der Dynamik und In-
novation im IT-Bereich sind. Es sind die kleinen und
mittleren Unternehmen, die bei uns die hoch qualifizier-
ten Zukunftsjobs schaffen. Dies ist selbstverständlich
keine Geringschätzung der Großunternehmen, aber aus
standort- wie innovationspolitischer Sicht wären wir
falsch beraten, an dieser Stelle keine vor allem mittel-
standsorientierte Politik zu betreiben. 

Sie alle werden wie ich haufenweise Post und E-Mails
von vielen kleinen und mittleren Softwareunternehmen
aus ihren Wahlkreisen erhalten haben. Entgegen der ver-
breiteten Annahme verdienen die meisten dieser Unter-
nehmen ihr Geld eben nicht mit Open Source, sondern
auf klassischer Weise mit proprietärer Software wie die
großen Anbieter auch, wie Microsoft, HP, Oracle, Sie-
mens oder SAP. Bill Gates erfasst das Problem somit
mitnichten, wenn er von einem neuen „Kommunismus“
der Open-Source-Missionare spricht. Bei allem Ver-
ständnis für Zuspitzungen – auch ich soll ja gelegentlich
dazu neigen –: So einfach ist die Sache nun einmal nicht. 

Sicherlich sind die vielen Zuschriften und Anfragen
auch Ergebnis einer Mobilisierungskampagne verschie-
dener Gruppen. Aber wir müssen uns doch als verant-
wortliche Politiker die Frage stellen, ob allein deshalb
die Sorgen dieser Unternehmen automatisch unberech-
tigt sind. Sie sind es nicht, wie ich meine. Für mich wird
es wohl ewig ein Mysterium bleiben, wie Brüssel offen-
sichtlich in dieser Frage den europäischen Mittelstand in
der Softwarebranche im Regen stehen lassen will. Wir
machen das nicht mit, um es ganz klar und deutlich zu
sagen – dies schon gar nicht zugunsten US-amerikani-
scher Großkonzerne, deren Interessen sicherlich legitim,
aber eben nicht immer kompatibel zu unseren europäi-
schen sind. 

Zum Schluss möchte ich mich noch bei einer zweiten
Institution bedanken, die dies bisher ebenfalls nicht mit-
gemacht und die – man könnte sagen, Gott sei Dank –
eine zentrale Rolle im Gesetzgebungsverfahren spielt:
Ich meine  das Europäische Parlament. Erst die mutigen
Beschlüsse des EP vom September 2003 haben die tat-
sächliche Konfliktlage für viele deutlich werden lassen.
Ich will hier von einigen auch meines Erachtens klä-
rungsbedürftigen Begriffen und Wendungen in dem EP-
Entwurf absehen. Ohne die Kolleginnen und Kollegen
des EP hätten wir bereits eine Richtlinie, die deutschen
und auch europäischen Interessen mittelfristig zuwider-
liefe. 

Natürlich freut es mich als Parlamentarier besonders,
dass es in dieser Frage oft die Parlamente waren und
noch sind, die offensichtliche Fehlentwicklungen thema-
tisiert und auf öffentlicher Bühne kontrovers diskutiert
haben; denn dort gehört diese Debatte auch hin. Ich
danke an dieser Stelle stellvertretend unseren Kollegen
und Kolleginnen in Spanien, in den Niederlanden, in Po-
len und in Dänemark. Es wird auch wieder das Europäi-
sche Parlament sein, das am Ende des Richtlinienprozes-
ses steht. Ich bitte das Europäische Parlament
– unabhängig von der Frage eines Neustarts des Verfah-
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rens –, dem gemeinsamen Standpunkt des Rates in der
gegenwärtigen Entwurfsfassung nicht zuzustimmen. 

Ich fordere alle Beteiligten auf, in einem Vermitt-
lungsverfahren die Chance zu nutzen, zu einer ausgewo-
genen und den europäischen Interessen entsprechenden
Richtlinie zu kommen. Ein Bemerkung sei mir noch er-
laubt: Auch ein völliges Scheitern des Richtlinienvorha-
bens hätte meines Erachtens doch bestenfalls marginale
Auswirkungen.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU): Wir erleben heute
einen der seltenen Fälle, in denen alle Fraktionen des
Hauses einen gemeinsamen Antrag zur Abstimmung
stellen. Für die konstruktive Zusammenarbeit möchte
ich den beteiligten Kollegen aus allen Fraktionen dan-
ken. Unser gemeinsames Vorgehen ist umso wichtiger,
weil wir im Rahmen europäischer Gesetzgebung nur
dann eine Chance haben, die Position des Deutschen
Bundestages einzubringen, wenn wir mit einer Stimme
sprechen. Das gilt erst recht dann, wenn es sich wie hier
bei den Softwarepatenten um ein Thema handelt, in dem
die zuständige Ministerin bislang nicht gerade sehr
glücklich agiert hat.

Die Fraktionen stehen an dieser Stelle zusammen.
Das ist ein ebenso wichtiges wie ermutigendes Zeichen
für einige Tausend mittelständische Software-Entwickler
mit Zehntausenden von Arbeitnehmern in Deutschland.
Es ist zugleich ein Zeichen, das die Bundesregierung
nicht länger ignorieren kann. Dass es angesichts der zu-
nächst abweichenden Auffassung der Justizministerin
überhaupt möglich ist, einen fundierten Antrag aus der
Mitte dieses Hauses zu diesem komplexen Thema zu er-
arbeiten, verdanken wir vor allem den Fraktions- und
Abgeordneten-Mitarbeitern, die an diesem Antrag ge-
schrieben haben. Ich möchte mich daher für die geleis-
tete Arbeit namentlich bedanken bei Herrn Nermin
Fazlic und Frau Petra Marmann von der SPD, bei Herrn
Oliver Passek und Frau Franziska Vilmar von den Grü-
nen, bei Herrn Ole Jani von der FDP sowie bei meinem
Mitarbeiter, Herrn Jörn Henkel.

Ohne allzu sehr in Eigenlob zu verfallen, können wir
heute festhalten, dass wir eine sehr differenzierte und
sachorientierte Betrachtung der Patentierbarkeit so ge-
nannte „computerimplementierter Erfindungen“ vorge-
nommen haben. Ich will an dieser Stelle noch einmal die
Punkte des Antrags herausstellen, die der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion besonders wichtig sind. Mit dem dif-
ferenzierten Forderungskatalog des interfraktionellen
Antrags haben wir uns bewusst nicht die Position des
Europäischen Parlamentes vom September 2003 zu ei-
gen gemacht. Bei allen Problemen, die der Ratsentwurf
hat, darf man nicht darüber hinwegsehen, dass auch die
Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments an
einigen Stellen problematisch sind.

Leider ist in der Öffentlichkeit häufig der Eindruck
erweckt worden, es gäbe nur die beiden Möglichkeiten:
entweder die Position des Europäischen Parlaments oder
die Ratsversion der Richtlinie. Dabei drohte das eigentli-
che Ziel aus den Augen zu entschwinden. Nämlich eine
Richtlinie zu verabschieden, die ihrem Namen gerecht
wird: die Patentierung von technischen, computerimple-
mentierten Erfindungen mit einer entsprechenden Erfin-
dungshöhe zu ermöglichen, ohne damit reine Software
und banale Programmierideen mit Patentschutz auszu-
statten. Der interfraktionelle Antrag legt daher den Fin-
ger in zwei empfindliche Wunden. Zum einen wird die
Aufnahme einer konkreten Technikdefinition gefordert.
Zum andern werden selbstständige Programmansprüche
ausgeschlossen.

Die EU-Richtlinie muss stärker betonen, dass Patente
nur für Erfindungen vergeben werden können. Wir ha-
ben uns dabei keineswegs mit einer allgemeinen Forde-
rung nach einer konkreten Technikdefinition begnügt,
sondern wir weisen ausdrücklich auf die Technikdefini-
tion des Deutschen Bundesgerichtshofs als handhabba-
ren und gerechten Maßstab auch für das europäische
Recht hin. Wenn es in Brüssel gelingt, dieser Forderung
zum Durchbruch zu verhelfen, dürften alleine dadurch
Trivialpatente weitgehend beim Patentschutz außen vor
bleiben.

Der andere Punkt, der aus Sicht der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion eine gewichtige Rolle spielt, sind die so
genannten Programmansprüche. Die Formulierung
hierzu ist im Ratsentwurf jedenfalls sehr missverständ-
lich ausgefallen. Würde man die Patentierung von Pro-
grammansprüchen grundsätzlich zulassen, wären Soft-
warepatente nicht mehr aufzuhalten. Art. 5 der Richtlinie
im Ratsentwurf kann daher so nicht stehen bleiben, son-
dern muss geändert werden.

Ich bin froh, dass wir mit unserem heutigen Beschluss
noch rechtzeitig kommen, um der Bundesregierung eine
klare Richtlinie für ihre weiteren Verhandlungen in
Brüssel mit auf den Weg zu geben. Zwischendurch sah
es ja mehrfach so aus, als ob wir ein wenig spät dran wä-
ren. Als wir vor knapp vier Monaten im Bundestag die-
ses Thema behandelt haben, hätte wohl kaum einer ver-
mutet, dass der EU-Ministerrat bis heute den im Mai
letzten Jahres ausgehandelten gemeinsamen Standpunkt
nicht offiziell verabschiedet hat. Selten wurde die Verab-
schiedung eines Richtlinienentwurfs so oft angekündigt
wie bei der Richtlinie über computerimplementierte Er-
findungen. Der Richtlinien-Entwurf erweist sich als eine
Art „schwarzer Peter“, den eine EU-Ratspräsidentschaft
in Empfang nimmt, um ihn dann an ihre Nachfolger wei-
terzureichen. Nachdem die niederländische Regierung
sich schon die Zähne daran ausgebissen hat, sind nun die
Luxemburger an der Reihe. Ihre Versuche, die Richtlinie
auf die Tagesordnung von Ministerratssitzungen im Ja-
nuar und Februar zu setzen, scheiterten ebenso kläglich
wie die Bemühungen der Niederländer, noch kurz vor
dem Jahreswechsel die Sache klar zu machen. Bei dem
peinlichen Spiel um die Richtlinie hat die deutsche Bun-
desregierung leider eine unrühmliche Rolle gespielt. Zu-
nächst erklärte die Justizministerin im Mai letzten Jahres
noch öffentlich, Deutschland stimme der Richtlinie im
Ministerrat so nicht zu. Wenige Tage später gab es dann
doch ein „Ja“ aus Deutschland. Mit dieser entscheiden-
den Stimme in Brüssel hat Frau Zypries überhaupt erst
dafür gesorgt, dass der unausgegorene Entwurf ein ge-
meinsamer Standpunkt werden konnte und nur noch for-
mal vom EU-Ministerrat verabschiedet werden musste.
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Nach der Geschäftsordnung des Ministerrats, deren
Ausgestaltung im Einzelnen auch nicht gerade zu Steige-
rung meines Enthusiasmus für die Europäische Union
beiträgt, war damit eine inhaltliche Diskussion eigent-
lich nicht mehr möglich.

Das Damoklesschwert der Richtlinie hing damit über
den betroffenen Software-Entwicklern und nur der Kri-
tik der polnischen Regierung war es zunächst zu verdan-
ken, dass es an seinem Platz blieb und die endgültige
Abstimmung ein ums andere Mal verschoben wurde.
Um die Jahreswende griffen dann die Minister Trittin
und Künast ins Schwarze-Peter-Spiel ein: Zunächst
sollte die Richtlinie im Umweltrat verabschiedet wer-
den. Dann hätte der grüne Umweltminister Jürgen Trittin
seine Hand für Softwarepatente heben müssen. Der
wollte aber nicht. Nach der Absetzung dort wurde die
Richtlinie von der niederländischen Ratspräsidentschaft
auf die Tagesordnung des Agrar- und Fischerrates ge-
setzt und damit hieß die zuständige Ministerin eben
Renate Künast. Die blieb bei dem entscheidenden Tages-
ordnungspunkt einfach der Sitzung fern und schickte
eine Vertreterin in die Sitzung. Das Ganze trägt schon
gewisse kabarettistische Züge!

Aber es kommt noch schlimmer: Im Dezember mel-
dete sich dann auch wieder die Justizministerin zu Wort.
Nach dem Scheitern der Richtlinie in der letzten Ratssit-
zung des vergangenen Jahres erklärte sie scheinbar ge-
läutert – ich zitiere aus der Pressemitteilung der Justiz-
ministerin: „Wir werden weiter konstruktiv mitarbeiten,
um eine Lösung zu suchen, die allen Beteiligten noch
besser gerecht wird als der Beschluss im Mail dieses
Jahres. Dabei werden wir auch die inzwischen formu-
lierte Position des Deutschen Bundestages in die Debatte
auf Ratsebene einbringen“.

Die Ankündigung ist löblich. Einen entsprechenden
Arbeitsnachweis ist die Ministerin aber bis heute schul-
dig geblieben. Stattdessen war es gerade die Bundesre-
gierung, die im Ministerrat nicht mehr an dem Richtli-
nienentwurf rütteln wollte. Zum zweiten Mal innerhalb
von neun Monaten macht die Ministerin in Sachen Soft-
ware-Patente eine Ankündigung, um sich anschließend
völlig entgegengesetzt zu verhalten. Von Wertschätzung
gegenüber diesem Parlament einschließlich seiner Re-
gierungsfraktionen zeugt dies jedenfalls nicht. Die Bun-
desregierung gibt in dieser europäischen Debatte ein
konfuses und desaströses Bild ab: Seit einem Jahr verun-
sichert ihre Politik die Software-Wirtschaft. Wenn es
noch eines Beweises bedurft hätte, dass die Beteiligung
des Bundestages bei der Europapolitik der Bundesregie-
rung mangelhaft ist, so liefert ihn die ebenso starrköp-
fige wie peinliche Verhandlungsführung bei den Soft-
warepatenten.

Wir nehmen mit unserem Antrag die Ängste und Sor-
gen der IT-Branche auf. Diese Branche ist eine der letz-
ten Wachstums- und Innovationsbranchen in unserem
Land und hätte Unterstützung durch die Bundesregie-
rung verdient.

Dass es sich bei der Kritik an dem Richtlinienentwurf
nicht um den einsamen Kampf einer Spezialbranche
handelt, zeigt aber auch die Stellungnahme des Bundes-
verbandes der mittelständischen Wirtschaft, der sich auf
die Seite des Bundestages geschlagen hat und unsere Be-
denken teilt. Entgegen der Wahrnehmung in der Öffent-
lichkeit – und offenbar auch in der Bundesregierung –
wird nämlich die IT-Branche keineswegs von großen
Unternehmen beherrscht, sondern vier von fünf Ange-
stellten dieses Wirtschaftszweiges arbeiten bei mittel-
ständischen Unternehmen. Eine überbordende Vergabe
von Patenten würde den Mittelständlern das Wasser ab-
graben. Sie würden sich wohl zunehmend den patent-
rechtlichen Angriffen großer Unternehmen ausgesetzt
sehen, die im Zweifel bei Patentstreitigkeiten den länge-
ren Atem und die größere Patentabteilung haben dürften.

Unsere Volkswirtschaft braucht einen effektiven Pa-
tentschutz. Aber sie braucht ihn für technische Erfindun-
gen. Eine Politik, die den Patentschutz auf Geschäfts-
ideen und bloße Computerprogramme ausdehnt, verlegt
die Patente bis weit in das Gebiet des Urheberrechts hi-
nein. Sie bringt die Systematik durcheinander zwischen
dem Urheberrecht, das nur die spezifische Ausdrucks-
form einer Idee schützt, und dem Patentrecht, das die
Idee als solche unter Schutz stellt und damit monopoli-
siert. Eine solche Überdehnung zerstört die gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Akzeptanz des Patentsrechts.
Wenn Patentämter den Fortschrittsbalken und den elek-
tronischen Einkaufswagen unter Patentschutz stellen,
dann diskreditiert das letztlich den Gedanken des Patent-
schutzes und des Schutzes von geistigem Eigentum
überhaupt. Das dürfen wir nicht zulassen.

Und lassen Sie mich noch eine Anmerkung zur Paten-
tierungspraxis des Europäischen Patentamtes machen.
Die zum Teil abstrusen Beispiele, die zurecht gegen ein
ausuferndes Patentrecht vorgebracht werden, stammen
eben fast alle aus Patenturkunden des EPA. Es hat die
Technizität als Voraussetzung aufgeweicht, das Krite-
rium der Erfindungshöhe heruntergeschraubt und die
Trivialpatente salonfähig gemacht. Der gegenwärtige
Richtlinien-Entwurf würde diese Patentierungspraxis ins
nationale Recht übertragen und sie damit indirekt bestä-
tigen.

Ich will dabei keineswegs verschweigen, dass sich die
Patentierungspraxis des Europäischen Patentamtes in
letzter Zeit verändert hat und die Patenterteilung restrik-
tiver gehandhabt wird. Aber ein Rückfall in triviale Zei-
ten muss verhindert werden und dafür reicht der Ratsent-
wurf nicht aus. Daher fordern wir auch eine kritische
Überprüfung der Arbeit des EPA.

Wenn vier Fraktionen und 600 Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages eine Umkehr in der Politik der Bun-
desregierung in Sachen Softwarepatente fordern und so-
gar mehrere Minister ihre Hand nicht heben mögen für
diese Regierungspolitik, dann sollte das Ihnen zu denken
geben. Auch unsere europäischen Abgeordnetenkolle-
gen haben sich in einem Beschluss inzwischen für den
Neustart des Rechtsetzungsverfahrens im Europäischen
Parlament ausgesprochen, um die verfahrene Situation
zu entschärfen und nach einer konstruktiven Lösung zu
suchen. Diesen Vorstoß, der nun auch maßgeblich von
den zuständigen Vertretern der Europäischen Volkspartei
getragen wird, sollte sich die Bundesregierung zu Her-
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zen nehmen. Jetzt ist daher die Stunde der Justizministe-
rin, die Interessen der Software-Entwickler und ihrer
Mitarbeiter zum Maßstab ihrer Verhandlungen in Brüs-
sel zu machen. Wir warten auf Taten.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Äu-
ßerst kontrovers ist der Richtlinienvorschlag über die
Patentierbarkeit computerimplementierter Erfindungen
diskutiert worden. Bereits in der ersten Lesung des
Europäischen Parlaments im Herbst 2003 hat es zahlrei-
che Änderungsvorschläge gegeben. Der dann folgende
Gemeinsame Standpunkt des Ministerrats von Mai 2004
ist von vielen Vereinen und Lobbygruppen – und zu
Recht – kritisiert worden. Alle Fraktionen haben diese
Kritik sehr ernst genommen und sich eingehend mit dem
Ratsvorschlag auseinander gesetzt. Im Ergebnis haben
wir den Gemeinsamen Standpunkt übereinstimmend für
unzulänglich befunden. Statt zu mehr Rechtssicherheit
bei der Patentvergabe im Bereich von computerimple-
mentierten Erfindungen führt der Vorschlag zu mehr Un-
sicherheit.

Um aber Rechtssicherheit herzustellen, müssen die
Begriffe „technischer Beitrag“ und „Technik“ so genau
wie möglich bestimmt werden. Nur dann ist es nachvoll-
ziehbar, wann eine computerimplementierte Erfindung
patentiert werden kann und wann nicht. Der Ratsvor-
schlag wird dieser Anforderung nicht gerecht. Er
schließt die von uns befürchtete und nicht gewollte Pa-
tentierung von Computerprogrammen „durch die Hinter-
türe“ nicht aus. Genau darauf haben wir unter anderem
in unserem interfraktionellen Antrag hingewiesen.

Zwar liegt die Nachbesserung des Richtlinienvor-
schlags nicht in den Händen des Deutschen Bundestags,
sondern in denen der Abgeordneten des Europaparla-
ments und der Regierungen der EU-Staaten. Daher ist
und bleibt es allein Aufgabe der europäischen Rechtset-
zung, eine klare Abgrenzung zwischen Nichtpatentier-
barkeit von Software und möglicher Patentierbarkeit
computerimplementierter Erfindungen zu gewährleisten.

Wir haben uns jedoch entschlossen, mit unserer frak-
tionsübergreifenden Entschließung ein weiteres Mal von
unserem Recht nach Art. 23 GG Gebrauch zu machen.
Gegenüber EU-Parlament und Bundesregierung haben
wir klar formuliert, wie wir uns einen tragbaren Richtli-
nienvorschlag vorstellen. Ich halte es für gut und wichtig
dass der Bundestag in dieser Sache Stellung bezieht.
Noch besser und wichtiger ist es, dass Deutschland mit
einer Stimme in Brüssel spricht.

Die grundgesetzlich verankerte Gelegenheit zur Stel-
lungnahme des Bundestags haben wir schon bei anderen
Gesetzesvorhaben wie beispielsweise der EU-Beweis-
anordnung und dem EU-Mahnverfahren genutzt. Bereits
Ende letzten Jahres hat Bundesjustizministerin Brigitte
Zypries versichert, die vorliegende Entschließung zu be-
rücksichtigen. Ich zitiere aus der Pressemitteilung des
Bundesjustizministeriums vom 21. Dezember 2004. Da-
rin heißt es: „Wir werden weiter konstruktiv mitarbeiten,
um eine Lösung zu suchen, die allen Beteiligten noch
besser gerecht wird als der Beschluss vom Mai dieses
Jahres. Dabei werden wir auch die inzwischen formu-
lierte Position des Deutschen Bundestages in die Debatte
auf Ratsebene einbringen.“

Es hat mich sehr gefreut, dass die Ministerin so
schnell und positiv auf unseren Antrag reagiert hat. Die
Zusage, unsere Position auf Ratsebene einzubringen, ist
für das Thema der heutigen Debatte entscheidend. Und
ich möchte mich ausdrücklich beim Justizministerium
dafür bedanken.

Diese Zusage ist aber auch noch unter einem ganz an-
deren – grundsätzlicheren – Aspekt hervorzuheben:
Entschließungen des Deutschen Bundestags gemäß
Art. 23 GG haben Einfluss auf die europäische Gesetz-
gebung. Sie fördern und stärken den europäischen Eini-
gungsprozess, weil sie den Bürgerinnen und Bürgern
vermitteln, dass sich ihre nationalen Abgeordneten um
diese EU-Gesetzgebung kümmern. Je frühzeitiger wir
im Bundestag europäische Regelungen kritisch prüfen
und dazu unsere Positionen formulieren, desto größer
wird die Akzeptanz eines zusammenwachsenden Euro-
pas.

Erst in der letzten Woche – auch auf Initiative grüner
Europaabgeordneter – hat der Rechtsausschuss des
Europaparlaments der Kommission empfohlen, das
Richtlinienverfahren neu zu starten. Wir hoffen, dass die
Kommission diese Empfehlung berücksichtigt. Eines ist
jedenfalls klar: Der Gemeinsame Standpunkt des Rats
wird in der Fassung von Mai 2004 nicht aufrechtzuerhal-
ten sein.

Rainer Funke (FDP): Die Debatte um die so
genannte Softwarepatente-Richtlinie wird schon lange
nicht mehr nur in Brüssel geführt. Im Bundestag hat die
FDP dieses wichtige Thema in einem Antrag als erste
Fraktion aufgegriffen. Nach anfänglicher Zurückhaltung
haben auch die Kollegen aus den Koalitionsfraktionen
die Bedeutung der Richtlinie und ihre Brisanz erkannt.

Wir freuen uns, dass sich alle Fraktionen dieses Hau-
ses inzwischen auf einen gemeinsamen Standpunkt geei-
nigt haben und dass wir die parlamentarische Initiative
meiner Fraktion zu einem interfraktionellen Antrag wei-
terentwickeln konnten. Für die konstruktive Zusammen-
arbeit möchte ich Ihnen an dieser Stelle ausdrücklich
danken.

Als interfraktionelles Papier enthält der Antrag natur-
gemäß Kompromisse. Gleichwohl wird auch dieser ge-
meinsame Antrag unserem Grundanliegen gerecht.

Wir betonen, dass der Bundestag die Initiative zur
europäischen Vereinheitlichung der Patentierungspraxis
in Bezug auf computerimplementierte Erfindungen be-
grüßt. Es geht uns also keineswegs darum, diese Richt-
linie an sich infrage zu stellen.

Wir machen aber deutlich: Die notwendige und sinn-
volle Vereinheitlichung der Patenterteilungspraxis darf
nicht zu einer materiellen Ausweitung des Patentschut-
zes für Software führen. Insbesondere muss im Interesse
der Rechtssicherheit in der Richtlinie die Definition des
technischen Beitrages so genau wie möglich gefasst wer-
den. Denn nur mit einem klaren Technikbegriff, dessen
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Ausgestaltung im Kern nicht der Rechtsprechung über-
lassen bleibt, lassen sich eine Qualitätskontrolle in der
Patentierungspraxis gewährleisten und die Patentierung
von so genannten Trivialpatenten verhindern.

Diesen Anforderungen wird der gemeinsame Stand-
punkt des Rates nach unserer gemeinsamen Überzeu-
gung nicht gerecht. Der Bundestag fordert deshalb die
Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, dass in der
weiteren Debatte der Richtlinie die Zielrichtung der Be-
schlüsse des Europäischen Parlaments wieder stärker be-
rücksichtigt wird.

Diese Position des Bundestages hat bereits vor dieser
heutigen Debatte und ihrer offiziellen Verabschiedung
Aufsehen erregt und die Parlamente anderer Mitglied-
staaten ermutigt, ihre Kritik an der Position des Rates
ebenfalls zu artikulieren.

Nicht zuletzt deshalb hat die Debatte um die Richt-
linie auch in Brüssel in den vergangen Wochen einen
beispiellos kontroversen Verlauf genommen. Die end-
gültige Verabschiedung der gemeinsamen Position des
Rates ist mehrfach – zuletzt heute – verschoben worden.
Inzwischen ist nicht einmal der Neustart des Verfahrens
mehr ausgeschlossen. Die Konferenz der Präsidenten
des Europäischen Parlaments hat heute beschlossen, von
der EU-Kommission eine neue Vorlage für eine Richt-
linie über die Patentierbarkeit „computerimplementierter
Erfindungen“ zu verlangen. Die EU-Kommission wäre
gut beraten, diesem Votum zu folgen, denn damit wäre
die Chance für einen echten zweiten Anlauf eröffnet.

Wie auch immer es in Brüssel nun weitergeht: Die
Bundesregierung und insbesondere die Bundesjustiz-
ministerin dürfen die Forderungen des Bundestages im
Interesse ihrer eigenen Glaubwürdigkeit und im Inte-
resse einer sachgerechten Lösung nicht ignorieren.

Anlage 6

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung der Anträge:

– Häftlingshilfestiftung erhalten und finanziell
ausreichend ausstatten

– Unterstützung für ehemalige politische
Häftlinge umgehend sicherstellen

(Tagesordnungspunkt 17 a und b)

Hans-Joachim Hacker (SPD): Wir debattieren hier
Anträge der CDU/CSU, die überflüssig sind. Der Antrag
der Union vom September 2004 heißt: „Häftlingshilfe-
stiftung erhalten und finanziell ausreichend ausstatten.“
Im Jahr davor hatten Sie einen ähnlichen Antrag gestellt.
Auch dieser steht hier noch zur Debatte.

Den Damen und Herren von der Union sei gesagt: Die
Bundestagsfraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen und die rot-grüne Bundesregierung haben diese
Aufforderungen nicht nötig. Wir sind uns der Verantwor-
tung gegenüber den Opfern politischer Verfolgung be-
wusst und unterstützen sie, unabhängig davon, ob es sich
um die Opfer der NS-Gewaltherrschaft oder um die Op-
fer der SED-Diktatur handelt. Das trifft genauso für jene
Opfer zu, die durch die sowjetischen Behörden aus den
früheren deutschen Ostgebieten oder aus der SBZ ver-
schleppt wurden.

Wider besseres Wissen erweckt die Union in ihrem
Antrag von 2004 den Eindruck, die Leistungen für Opfer
der SED-Diktatur bzw. die Leistungen für die Zivilde-
portierten seien infrage gestellt. Ich sage „wider besseres
Wissen“, denn die Union war bei den entscheidenden
Berichterstattergesprächen mit dem Bundesministerium
des Innern anwesend.

Die Finanzierung der Stiftung für ehemalige politi-
sche Häftlinge ist auf das Ende des Jahres 2005 be-
grenzt. Das wurde in der 10. Novelle des Häftlingshilfe-
gesetzes vom 8. Juni 1994, also zur Regierungszeit der
Union, so festgelegt. So ist es ein Ausdruck von verant-
wortlichem politischem Handeln, sich rechtzeitig darü-
ber Gedanken zu machen, wie mit dieser Stiftung und
der Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben nach Ab-
lauf dieses Zeitraums weiter umgegangen werden soll.

In seinem Bericht hatte der Bundesrechnungshof den
Fortbestand der Heimkehrerstiftung infrage gestellt.
Deshalb hatten die zuständigen Berichterstatter des In-
nenausschusses Ende 2003 das Bundesministerium des
Innern aufgefordert, einen Bericht zur Lage der Heim-
kehrerstiftung und der Stiftung für ehemalige politische
Häftlinge vorzulegen. Das hat die Bundesregierung un-
verzüglich getan. Dabei hat die Bundesregierung der In-
tention des Bundesrechnungshofes folgend auch mögli-
che Alternativen aufgezeigt. Das darf man, ja muss man
wohl von der Bundesregierung in Auswertung eines Be-
richts des Bundesrechnungshofs erwarten. Welche
Schlussfolgerungen aber letztendlich daraus abgeleitet
werden, liegt nicht zuletzt in unserer Hand – in der Hand
des Deutschen Bundestages. Die Bundesregierung hat
wohl den Vorschlag unterbreitet, die Stiftungen – und
damit die uneingeschränkte Leistungsgewährung – auf
das Bundesverwaltungsamt überzuleiten. Einen Be-
schluss hierfür gibt es nicht. Und ich wiederhole mich,
wenn ich sage: Niemals wurde seitens der Bundesregie-
rung bzw. von den Regierungsfraktionen die Gewährung
von Leistungen an die Opfer politischer Verfolgungs-
maßnahmen infrage gestellt.

Alle, die sich mit dem Thema seriös beschäftigt ha-
ben, wissen, dass das Stiftungsvermögen der Häftlings-
hilfestiftung aufgebraucht ist. Dieses Stiftungsvermögen
wurde 1994 auf 53,6 Millionen erhöht, zusätzlich erhielt
die Stiftung jährliche Zuwendungen aus dem Bundes-
haushalt. Wenn man die Gewährung von Unterstüt-
zungsleistungen an Zivildeportierte – und das ist ja wohl
Kern des Unionsantrages – unter der Regierung des Alt-
bundeskanzlers Kohl untersucht, dann kommt man zu ei-
ner klaren Aussage: Die Union hat damals für die Zivil-
deportierten eine schlechte Politik gemacht. Diese setzen
Sie jetzt mit einer schlechten Oppositionspolitik fort.

Ich muss noch einmal in Erinnerung rufen: Mit dem
Zweiten Gesetz zur Verbesserung rehabilitationsrechtli-
cher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in
der ehemaligen DDR, gleich zu Beginn der Regierungs-
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